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Bekanntmachung. 

Auf Antrag des Buͤrgerwehr-Kommando fors 
dern wir die Herren Bewohner hieſiger Stadt — 
fo weit fie nach dem Geſetz vom 17. Oktober e. 
buͤrgerwehrpflichtig ſind — auf, ſich auch jetzt ſchon 
ſoviel als moͤglich bei der bereits in Wirkſamkeit 
befindlichen Buͤigerwehr betheiligen und dazu bei 
deren Oberfuͤhrer melden zu wollen. 

Ratibor den 20. November 1848. 


War Binyisteik 


Polizeiliche Bekanntmachung. 


In mehreren Faͤllen ſchon iſt durch die Uns 
terlaſſung der geſetzlich vorgeſchriebenen An- und 
Abmeldungen der Anzuͤge und Abzuͤge ſowie der 
Umzüge von Miethern ꝛc. ꝛc. Seitens hieſiger 
Buͤrger und der Inwohner der Kommune die 
Laſt zur Erhaltung und Verpflegung von armen 
Herangezogenen — erwachſen und neuerdings der⸗ 
felben momentane Erhaltung einer kranken Frau 
mit 4 Kindern aufgebuͤrdet worden. 

Wir machen daher alle Herren Hausbeſitzer, 
Aftervermiether und Schlaſſtellen-Haltende darauf 
aufmerkſam, daß die unterlaſſene Meldung ihrer 
Mietber ꝛc. ihnen geſetzlich nicht allein eine Polizei⸗ 
Strafe zuzicht, ſondern daß fie ſogar zur Erhal— 
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tung ſolcher der Kommune aufgebuͤrdeten Armen 
verpflichtig ſind. 5 L 
Ratibor, den 15. November 1848. 
Der Magistrat. 


[ee 
Eingefandt im Auftroge der Konigl, Regierung vom Magiſtrat hier. 
Meine Erklärung als Abgeordneter. 


Die Veroronung des Königs, daß der Sitz der National: 
Verſammlung nach Brandenburg verlegt werden Selle, iſt nich! 
unconſtitutionell, nicht ungeſetzlich. Dem Könige, als dem 
voraus ſchon jetzt conſtituſionellen Ober! aupte des Staais, dem 
Träger aller Staatsgewalt nach Außen hin, dem 
Ordner aller Angelegenheiten, welche nicht die innere Ge: 
ſetzes-Berathung und Beſchließ ung betreffen — dem 
Könige ſtand ganz unzweifelhaft das Recht zu, bei der Bil— 
dung und Zuſammenberufung der National- Verſammlung, wie 
den Tag, fo auch den Ort der Wahl und des Zuſammen— 
tritts zu beſtim men — nach Gründen der Zweckmäßigkeit, 
die er zu erwagen hatte. 

Er hat die Hauptſtadt gewählt, und die Angemeſſenheit 
dieſer Wahl war einleuchtend — nur einzelne Stimmen horte 
ich Unheil doraus prophezeien. Wie ſollte aber jetzt, wo dieſes 
Unheil allerdings eingetreten iſt, der König nicht mehr 
berechtigt fein, die Zweckmäßigkeit, die Sicherheit und Jauglich⸗ 
keit des Berathungkorts ſorgſam zu prüfen und dann zu 
entſcheiden! Aus vollſter ileberzeugung ſage ich, dieſe gleiche 
ſam weltliſte, lokale, ökonomiſche Angelegenheit iſt noch 
immer ſeine Sacht. Er hat den Beruf und das Recht, 
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in dieſem Punkte fortwährend, wie über den ganzen Staat, ſo 
auch über die National⸗Verſammlung zu wachen — und findet 
er da, daß die Gründe für die erſte Wahl, obgleich zum Theil 
nicht geradezu hinweggefallen, dennoch weit überwogen 
werden von ſchweren Nachtheilen, die, wären fie gleich alte 
fangs vorhanden geweſen oder klar vorausgeſehen, ihn be— 
ſtimmt haben würden, gleich anfangs einen anderen Ort zu wähe 
len, ſo kann ihm auch nicht ver Beruf und das Recht abge⸗ 
ſprochen werden, ſolchen andern Ort auch noch jetzt zu wäßlen, 

Das vielbeſprochene Vereinbarungs- Verhältniß 
zwiſchen dem Könige und der National-Verſammlung kann vers 
ſtaͤndiger Weiſe auf nichts Anderes bezogen werden, als eben 

auf die Verfaſſung, auf die gemeinfame Beratbung 

und Feſtſtellung der Staats-Grundgeſetze, auf den 

Inhalt der Verfaſſungs⸗Urkunde und der davon unzer⸗ 

treunlichen organiſchen Geſetze, — 
nicht aber auf den Ort, wo dieſe Geſetze beratheu und bes 
ſchloſſen werden ſollen. 

Ein Kontrakt zwiſchen der Staats⸗Regierung und der 
National- Verſammlung über dieſe Lokalien-Angelegenheit 
hätte doch in der That auch nicht das Geringſte, weder von 
eonftitutioneller, nach privaſrechtlicher Natur, da ja keine 
verſchiedene Subjekte vorhanden find. Es könnte übri⸗ 
gend eben ſo gut behauptet werden, die National⸗Verfammlung 
hätte auch nicht die Sing⸗Akademie zu verlaſſen brauchen, 
um in das Schauſpielhans zu ziehen. worauf auch einige Tage 
hingingen. 

Freilich hätte es das Geſetz des Anſtandes geboten, 
die National⸗Verſammlung über den Umzug nach Branden- 
burg zu fragen. 

Aber das Kabinet des Grafen Brandenburg hatte durch die 
Adreſſe vom 2. November bereits deutlich genug erfahren, wel— 
chen Beſcheid es bekommen haben würde — und auch dies 
ganz beiſeite gelaſſen, wer hätte wohl irgend erwarten mögen, 
daß die Partei, welche in den letzten Wochen ſogar wiederholt 
den Antrag der ſogenaunten rechten Seite: 
ren ſogenannten Ülblichſchen Beſchluß zurückzuziehen und 
Schutz gegen die Inſolenzen und thätlichen Angriffe der ro— 
hen Maſſen vor dem Nationalpalaſte und auf der Straße zu 
gewähren, 
zurückgewieſen und zum Fallen gebracht, wer hätte von die⸗ 
fer Partei, deron Häupter und Mitglieder, wenn kein Mißver⸗ 
ſtanduiß, wie am 16. September in Frankfurt, entſtand, nicht 
beſchimpft, nicht mit Stricken und „Latouren“ bedroht, ſondern, 
wenn erkannt, mit Hüteſchwenken und Hurrahruf begrüßt und 
— ſogar wohl im Triumpf herumgetragen und gefahren wur⸗ 
den, wer härte von ihr verlangen können, daß ſie dieſen 
Schauplatz hätte berlaſſen ſollen. Und eben dieſt Partel 


hatte ja in ihren Haupt- oder nachbarlich modifizürten An⸗ 
trägen in letzter Zeit eine zunehmende Majorität im Hauie — 
vielleicht — doch nein — ich will gerade heraus gehen — nach 
aller meuſchlichen Wahrſcheinlichkeit eine Folge der — 
mir allerdings nur verächrlichen Operationen der Einwirkungs— 
männer und Jungen auf den Straßen, unter denen wahrlich keine 
Plato⸗, Poſa⸗, Tell⸗, Franklin. und Juſtus Möſer-Phyſtogno⸗ 
mieen zu en waren. Uebrigens bemerke ich ausdrücklich, daß 
ich nicht behaupte, dieſe trefflichen Leute ſeien von der ge— 


dachten Partei beſtellt worden, Gott behüte mich davor! Dies 
wäre eine parlamentariſche Sünde. 
Alſo das Geſeb des Anſtanves konnte man unter 


ſolchen Umſtanden allerſeits auf ſich beruhen laſſen. 


Waren denn aber in der That Gründe vorhanden, welche 
die Verlegung der Notional-Verſammlung nach einem aus 
deren Orte rechtfertigten? 

Dieſe Frage fiel indeſſen einerſeits ebenfalls der Regierung 
anheun — wie ich ſchon oben behauptet habe — audererſeits 
hat dieſelbe ihre Grunde der Verſammkung mitgetheilt — 

und höchſtens hätte nun die Verſammlung, nach ausge⸗ 
ſprochener Verlegung und nur dadurch bedingter Bers 
tagung, darauf ausgehen konnen, jene Gründe zu erwägen 
und, wenn ſte dieſelben entkräften konnte, dieſes vorſtel⸗ 
lig zu machen und die Regierung zu erſuchen, 
nochmals zu erwägen, ob der Vertegungs-Beſchluß 
etwa wieder zurückzunehmen ſei. 


ihrerſeits 

nicht 

Was die Regierung dann 
beschloß, konnte naturlich keiner weiteren Conteſtation unter⸗ 
liegen — war geſetzlich bindend. 

Meines Erachtens waren aber auch die Gründe der Regie⸗ 
rung in der That wohl begründet. Sie ſind ſchon in dem 
Obigen genugſam angedeutet — ich ſelbſt habe Beſchimpfungen 
und Drohungen mit Hälſe abſchneiden und „Latouren“ der 
Männer von der Rechten erfahren und gehört vor dem Palaſt 
der National-Verſammlung, während des moraleſchen Gaſſen⸗ 
laufens, und auch in entfernten Theilen der Stadt. Natürlich 
ſahen es dieſe Jünger der „modernen Straßen- oder rothen 
Freiheit“, die ich die Afterfreibeit nenne, darauf ab, Depulirte 
von der rechten auf die linke Seite hinuber zu ſchrecken. Zahl—⸗ 
loſe Druckſchriften, periodiſche und Plakate, hatten denſelben 
Zweck. In wie weit es ihnen gelungen, will ich nicht ſagen. 
Aber fragen will ich wieder, ob es nicht menſchlich wahrſchein— 
lich iſt? Ob es nicht wenigſtens ein halbes Wunder ſein würde, 
wenn die Verſammlung durchweg aus ſolchen Männern bes 
ſtanden hätte, dle jenem Terrorismus ein treues feſtes Or 
müth, eine bis zur Selbſtaufopferung fähige Hochherzigkeit 
oder auch einen ſo klaren, durchdringenden Verſtand entgegenzu⸗ 
ſithen hatten, daß ſte jene Manifrftationen den nur als ‚Danger 
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machen“ berlacht oder, wo ernſtlich gemeint, ſtolz verachtet 
hatten? Aber ſchon der Verdacht des Gegentheils iſt ſchlimm 
für die ganze Verſammlung, für die moraliſche Höhe ihrer Be- 
ſchlüſſe, und dieſen Verdacht hat das Land, durch die Preſſe und 
durch Schriften, ſchon bedeutſam genug ausgeſprochen. 

Ich behaupte alfo auch, es waren Gründe, triftige Gründe 
zur Verlegung vorhanden — Gründe, die notoriſch landkundig 
waren. 9 

Nur ihr Gewicht hätte noch die Frage zu beſtehen. 
Aber ſollte darüber ein Verfahren in contradietorio eröffnet 
werden? Und wer follre dann entfcheiden — der Richter 
darüber ſein? 

Die Verſammlung felbſt, in dem nach der Publication der 
Regierung zurückgebliebenen Tbeile bat ſich zu ſolchem Rich— 
ter aufgeworfen, zum Richter über eine Frage, die nicht 
vor ihr Forum gehörte — ſie hat die Heiligkeit ihrer Sendung und 
ihre Beſtimmung durch und durch vertannt, und darum fage ich 
mich los von ihr, von den Beſchlüſſen, die fir in ungeſetz⸗ 
licher Fortführung ihrer Sitzungen gefaßt hat. Nicht das 
Parlament hat ſeitdem getagt, ſondern 254 oder 240 In⸗ 
zividuen in loſer, unautoriſirter Verſammlung. 

Wird dieſes Parlament mich auch für einen Hochberräther 
erklären? 

Aber nech eine Frage: 

Kann denn die Verfaſſung in Brandenburg nicht wirklich 
recht gut zu Stande gebracht werden? 

Und kommt es nicht hierauf even dem Lande an? — 
Jar der Zweifel über die Verlegungs-Berechtigung der Regie⸗ 
rung ſo ungeheuer wichtig und erheblich, daß man darüber, 
über den Ort der Berathung, offenen entſchiedenen Krieg an⸗ 
fangen mußte — nominell gegen die Regierung — aber 
der Sache nach gegen das Königthum? 

Geſchrieben, wahrend meiner Krankheit, 9/12. Novem⸗ 


der 1848. j 
Rintelen, 
bis dahin Deputister des Kreiſes Meſchede. 


Berlin den 16. November. Zur Charakteriſtik der geſtern 
erfolgten Ernennung des Abg. Rintelen zum Juſtiz-Miniſter 
wird es hiureichen anzuführen, daß dirſer Abgeordnete felbſt zu 
den 25 Mitgliedern der Deputation gehörte, welche ſich am 2. 
d. Mis. nach Potsdam zum Könige begab, um feierlich gegen 
die Bildung eines Miniſterums Brandenburg zu proteſtiren. 
Herr Rüntelen befindet ſich alſo in dem Falle, in ein Mini⸗ 
ſterium eingetreten zu fein, für welches er 
ſelbſt das Mißtrauensvotum vorher mit aus⸗ 


gearbeitet, votirt und überbracht hatte. 
(Allg. Oderzeitung.) 


Ein juriſtiſches Gutachten gegen 
den ve. Nintelen, 


Der jetzige Herr Juſtizminiſter Rintelen hat in dem Staatz 
Anzeiger vom 16. d. M. ſeine Erklarung als Abgeord⸗ 
neter abdıurfen laſſen, welche in der That fo eigentbümlich 
gehalten iſt, daß eine Erwiederung, wenigſteus auf einzelne Stelz 
len dieſer, in der Krankheit ausgearseiteten Schrift nicht 
fehlen darf. Reich an Gedankeuſtrichen, aim an Gedanken, 
dies iſt die allgemeine Bezeichnung, mit welcher ein ſolches 
Schliftſtück gewürdigt werden kann. Man hätte zur Ehre der 
Jurisprudenz als Wiſſenſchaft wohl vor allen Dingen erwarten 
können, daß ein Juſtizminiſter in wirklich juriſtiſcher Rede und 
mit klarer Deduetion aus den Geſetzen feine Meinung zu rechte 
fertigen wiſſe. I SR 
. 3) Herr Rintelen beginnt damit, daß es in den Befugnife 
fen des Königs gelegen habe, die Nationalverſammlung nach 
einer beliebigen Stadt zu berufen, — dies fer unzweifel⸗ 
haft, weil ſolches eine „weltliche, lokale, oͤkonomiſche 
Angelegenheit“ jet. Schon dieſer Vorderſatz des Hrn. Winter 
len iſt grundfalſch. Der König hatte ein ſolches Recht, wenn 
er überhaupt die Verheißungen v. 22. März d. J. treu bleiben woll⸗ 
te, keineswegs. Wenn überhaupt eine Nat'onalverſammlung zur 
Vereinbarung der neuen Staatseinrichtung denkear war, fs 
mußte auch von Anfang an auf einen beſtimmten Erfül⸗ 
lungsort gedacht fein. Dieſer wurde als ſich von ſelbſt ver 
ſtehend in Berlin vorausgeſetzt. Da dies die erſte, Königliche 
Reſidenz und der Sig der Minlſte rien iſt. Der König aber har 
auch noch außerdem durch den Erlaß vom 13. Mai d. J. 
(Staats-Auzelger vom 14. Mai d. J.) die Verſammlung nach 
Berlin berufen, und er hat dort die Verſam lung 
ſelbſt eröffnet, Hlerin liegt ver vollſtandige Beweis eines 
Anerkenntniſſes, daß kein anderer Ort, als Berlin, als 
Erfullungsort gemeine geweſen iſt, und zwer nicht proviſo— 
riſch, ſondern definitiv. Wäre ein Proviſorlum damals 
beabſichtigt worden, ſo hatte dieſes nach den Regeln aller Vor⸗ 
träge ausgedrückt werden müſſen, da 

die Wechſelung von Erfüllungsorten nach dem Belieben 

Eines Eontrabenten dem Begriffe eines Vertrages wi⸗ 

derſpricht. 

Iſt der Erfüllungsort durch Verkrag beſtimmt, ſo bewendet 
es dabei. 9 247. J. 5. A. L. R. anderenfalls muß nach der 
Natur des Geſchäfts und der deutlich erbellenden 
Abſicht der Contrahenten gefragt werden. (Ebendaſelbſt.) 
Die Abſicht konnte damals nur auf Berlin als Erfüllungsort 
gerichtet fein, weil die Umſtände, namentlich die Reſtdenz der 
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hoͤchſten Behörden in Verbindung mit der offiziellen Reſi⸗ 
denz des Königs, dafür ſprachen. In genauem folgemäßigen 
Anſchluſſe an diefe Prämiſſen iſt auch wirklich die Einberufung 
nach Berlin erfolgt, und daher der Erſullungsort außer allen 
Zweifel geſtellt. War hiernach der Erfüllungsort conſtituirt, 
jo konnte auch nur bei demſelben beharrt werden, da hier von 
folchen Contrahenten, die ihr Geweroe im Herumziehen betreiben, 
durchaus nicht die Rede iſt. 

Ich bemerke hierbei, daß es ein Fehler der Regierung Sr. 
Majeſtät geweſen iſt, die Entfernung Sr. Maj. nach Sansfſouei, 
tinem Lujtbarfeitdorte bei Potsdam, zu geſtatten, oder zu vers 
anlaſſen, da dieſe Enifernung den Abſt tten des bereits geſchloſ⸗ 
ſenen Vertrages gerade zuwiderläuft. Eine Vereinbarung kann 
nicht anders geſchloſſen werden, als wenn alle Contrahenten zur 
Stelle find. Die Abweſenheit Sr. Maj. hat ſchon zu verſchie⸗ 
denen Malen der Sache des Volks geſchadet, und wenn in ent— 
ſcheidenden Augenblicken zu Sausſouci keine Miniſter anweſend 
waren, jo kann man nur fragen: weßhalb die Miniſter den Auf 
enthalt Sr. Majeſtät in Sansſouci beſchloſſen, und die locale 
Trennung Sr. Majeſtät von der zu augenblicklichen hochwichni— 
gen Zwecken einberufenen National-Verſammlung angeordnet oder 
genehmiget haben? Dieſes iſt noch ein Rarbſel; indeh ku u pft 
ſich, wenn gleich man bisher die Lokalitätsfrage mit Nachſicht 


bthandelt, die entſchiedene Frage an: 
Hat denn etwa Se. Majeſtät und das Miniſterium ſich be⸗ 


zeit erklärt, nach Brandenburg überzuſtedeln? 

Nur in dieſem Falle konnte davon die Rede ſein, daß eine 
Fortſetzung der bisherigen Verhandlungen, der Abſicht we— 
nigſtens Eines Contrahenten gemäß, erfolgen Joule. 

Es iſt unmoglich, in viefem Zuſammenhange noch den Wors 
ten des Herrn Nintelen von der „weltlichen, lokolen 
oͤkonomiſchen Angelegenheit“, welche die Verſetzung der Natio— 
nal⸗Verſammlung nach Brandenburg bilden ſoll, mit Beifall zu 
begegnen. Was nennt Herr Rintelen weltlich? Es ſcheint 
beinahe, daß Herr Rintelen bloß das Geſangbuch und die Bibel 
im Gegenſatze denkt. Was nennt er lokal und okonomiſch? 
Man ſteht es nicht, und die Schulbegriffe verſtummen gegen 
Herrn Rintelen. Der Erfüllungsort if}, wenn er einmal be— 
nimmt worden, ein gewiſſer Veſtandtheil der Verträge, und 
Verträge müſſen in allen ihren Beſtandthellen erfüllt werden. 
5 970 J. 5. A. L R. 

2) Es kann ſich biernach nur darum handeln, ob er 
gen veränderter Umſtände und Unmöglich⸗ 
keit der contrabirten Erfullungsart die Verſetzung 
ver National⸗Verſammlung nach Brandenburg ſtatthaft ſei. Die 


und 


Antwort liegt eigentlich ſchon in der Frage. Denn die Depu⸗ 
tirten ſind nicht zu verſetzen. Sie find keine Beamten, 
Dieſes ſcheint das große Mißoberſtäneniß des Minifteriums zu 
fein, durch welches fie das Land abermals iu Erb-Unheil ohne 
Gleichen führen. Möge jeder Patriot ſeine Stimme dagegen 
erheben! An der g 


Wenn die Regierung einfach davon ausgehen wollte, daß 
die Repräſentanten das Volk ſind, daß das Volk fich 
nicht verſetzen laſſen kann, und daß im Mangel einer 
endlichen Einigung bloß die Frage übrig bleibt: wer den Platz 
zu räumen babe, das Volk oder die Regierung? — dann würde 
in dieſen Verhältniſſen klarer geſchauet ſein, falls man nicht 
davon ausging, daß der Unterthan ſolche Dinge nicht übers 
ſchauen könne, und daß der Unterthan vermöge Temporiſirens 
wieder ſchlafrig geworden fein mochte. Dieſes ſetze ich nicht 
voraus. 

Es iſt nach dieſen Vorderſatzen, welche meines Erachtens 
klar und umſtößlich find, gewiß, daß das Manifeſt des Herrn 
Rintelen in feinem Hauptbeſtandtheil unrichtig iſt. - 


2) Es finden ſich in dieſem Manifeſte noch einige Bruch⸗ 
ſtücke von Gedanken vor, welche noch einiger Antwort für wür⸗ 
dig gehalten werden ſollen. . 


a) Herr Rintelen fragt: ob denn nicht der Zweck der Na⸗ 
tional-Berfammlung auch in Brandenburg erreicht werden kön— 
ne. Das ganze Land ſagt Nein! Und zwar, weil man dort 
vor der Furcht und dem Zwange der Soldateumacht nicht ſicher 
iſt, welche in ihren Uebergriffen viel ſchlimmer wüthet, als (auch 
nur angeblich) das ſouveraͤne Volk! Und zwar, weil auch ab— 
geſehen von dieſen Streitpunkten die Miniſter als ſolch e, mit— 
hin als Führer ihrer Vureaus, und in der Machtvollkommen— 
heit, augenblicklich Acten zu erfordern, ſolche vorzulegen und 
Auskünfte in amilicher Beziehung zu ertheilen, behindert wer— 
den, wenn ſie von ihrer Regiſtratur und ihren Burkaus abge— 
liefert find. Dieſe Miniſter ſind ſelbſt nicht einmal im Stan— 
de, ſich fotlaufend zu informiren. Es würde ja nur eine Mit; 
ſion und Remiſſion nach und von Berlin, nach und von Sand: 
ſouci ſtattfind en. Dieſe iſt aller conſtitutionellen Verſaſfung ent⸗ 
gegen. Cs handelt ſich jetzt bloß um die Frage, wer es ehr—⸗ 
lich meint? Das Volk hat es nicht allein ehrlich, ſondern auch 
großmüthig gemeint! 


Schluß folgt in der Beilage. 
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Ratibor den 22. Rovember 1848. 


d) Herr Rintelen verſucht geltend zu machen, daß die Nas 
tional⸗ Verfammlung doch in der That eingeſchüchtert worden 
ſei. Es folgt jetzt eine Erwähnung der Stricke. Dieſe gina 
ze Erzählung it unglaubhaft, weil die ſämmtlichen National— 
Deputirten ohne irgend eine Beſchaͤdigung, auf gleichen Füßen 
und offener Straße, davon gezogen find. Will es Herr Rinte⸗ 
len in die Wagſchale wider das Vaterland bringen, 
daß er ſich geängſtigt hat? Die Majorität der National = Vers 
ſammlung hat entſchieden, daß ſte bei ihren gefaßten Beſchlü— 
ßen beharre, und dieſe Beſchlüße ſind alſo wiederholt anerkannt. 
Wie kann alſo von Zwang die Rede ſein, wenn der angeblich 
Gezwungene ſelbſt den Zwang in Abrede nimmt und auf die 
Rechtsbeſtandigkeit feiner Beſchluße hinweiſet? Die Furcht kann 
nur in einzelnen ohnehin furchtſamen Individuen vorhanden ge⸗ 
weſen fein. 

c) Der Herr Rintelen geräth in Verlauf feiner Ausſprache 
noch zu einem von der Jurisprudenz nur mit Abſcheu und Wi⸗ 
derwillen entgegen zu nehmenden Satz: 

„Ein Contract zwiſchen der Staatsregierung und der Na⸗ 

tional-Verfammlung über dieſe Lokalien- Angelegenheit hätte 

doch in der That nicht das Geringſte weder von conſtitu⸗ 
tioneller noch privatrechtlicher Natur, da ja keine ver⸗ 
ſchiedenen Subfecte vorhanden find.” 

Hier ſpricht ſich die entſchiedenſte Rechtsunwiſſenheit aus. 
Denn es beruht ja der ganze Gedanke des Conſtitutionalismus 
darauf, daß verſchiedene Rechtsſubjecte ſich einander gegenüber 
ſtehen. Weshalb ſoll das Volk in ſeiner Vertretung kein 
Rechtsſub feet fein? — Dies it ein fo unerträglicher Hohn 
gegen alles Volksbewußtſein, daß Herr Rinkelen ſchon deshalb 
verworfen werden muß. Mit der Dednuction deſſelben kommt 
man ohnehin zu dem unerfreulichen und gewiß überraſchenden 
Reſultate: daß die Vereinbarung ſelbſt nicht möglich, weil 
die verſchiedenen Rechtsſubjecte zu einer ſolchen nicht vor⸗ 
handen ſind, und daß alſo bei völliger Beendigung der Conſti— 
Iutiong: Arbeit und Errichtung der Verfaſſung noch immer kein 
Vertrag criſtiren wird, weil angeblich die verſchiedenen Rechts: 
mübſette jehlen! — Welche Ausſichten eröffnen ſich uns durch 
jorche Theorien eines Juſtiz⸗Minifters! — 


Dieſes ſoll nur zur einstweiligen Erwiederung in dem 
Hauptjächlichſten geſagt fein. Der Sturm der Zeit verbietet 
es, für den Augenblick mehr als nothwendige Erkennungsworte 
auszurufen. Die Fragen werden ausführlicher noch zur Sprache 
kommen, ob auch die Looſe für die eine oder die andere Seite 
fallen. Breslau 18. November. 


L. F. W. Schmidt, Juſtiz⸗Kommiſſarius. 
(Allg. O. 3.) 
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Takales. 


Kirchen- Nachrichten der Stadt Ratibor. 


Katholiſche Pfarrgemeinde. 
Geburten: 


Den 12. Oktober Franziska LE, T. des Schneibermſtr. 
Franz Reſtel. 

13. Eduard Wilhelm, unchelicher S. der Eleon. 
15. Anna Joſepha, T. 
Den 15. 


Schink. 
des Schneidermſtr. Ant. Stanowoky. 
Joſeph, S. des Schuhmacher Joſ. Woiteg. 

Den 18. Anna Hedwig Sophie, T. des Fleiſchermſtr. Franz Klamta. 
Den 24. Heinrich Mapim., S. des Böttchermſtr. Ig. Nietſch. 

2. November Karl Auguſt, unchel. S. der Franziska geb. 
Ahlhorn. 

13. Franz S. des Bahnwärters Joh. Knöffel. 


Todeskälle: 


Oktober des Webermſtr. Autor 
Berth old, an der Bräune, 5 J. 3 M. 
7. Johann Ullrich, Tiſchlermſtr., an der Lungenſchwind⸗ 
m 50 J. b 
10. Emanuel, S. des e Alois Jordan, 
Bruſtwaſſerſucht, 5 J. 6 J 


De i 
BT Ile Rzeminar; Sohn 


an der 


Den 15. Anna Rumpelt, aus ie Frankſchen Waiſenhauſe, am 
Scharlach, 12 J. 
Den 22, Emit Müller, Schreiber, am Scharlach, 19 Z. 


weit, am Typhus, 12 f. 


Den 24. Maria Koftte, 


R 
Den 20. Antonle, T. des Schuhmacher Greg. Kulla am Schar lach 


Den J. Johanna Kremſer, Schneiderwittwe, an der Lungenſucht, 62 J 


Schreibers Tohann Thomiczeck, an 


1 J. 6 M. Den 12. Adelgunde, T. des 
Den 26. Jakob Nowack, Schneidermeiſter, an u Unt erlelbzentzün. Aus zehrung, 7 J. IM. 
dung, 44 J. 


Den 27. Franziska Deſta, Waiſe, an der Waſſerſucht 4 J 

Den 30. Anton, S. ded Senators C. Tlach, am Seuchen, 
6 Wochen. 

Den 3. November Theodor, S. des Bauaufſchers Val. Blabezock, 


am Wurmfieber, 2 2. 9 M. 
Den 4. Eduard Johann Franz, S. des Tupezier Hauſchild, 
Krämpfen, 10 Wochen. 


an 


Bekanntmachung 


wegen Verdingung von Buͤreau-Beduͤrfniſſen, Verpflegung, und 
Bekleidung der Gefangenen und von Beleuchtungs- reſp. Brenn— 
Materialien. 


Die Vedürfniſſe des unterzeichneten Gerichts mit Einſchluß der Gefangen⸗Anſtalt | 
deſſelben, beſtehend 

1) in der Verpflegung der Gefangenen nach der Kopfzahl und zwar im gefunden fo 
wie im kranken Zuſlande derſelben, 

2) in der Lieferung der Bekleidungs⸗Gegenſtände für die Gefangenen, beſtehend aus 
Leinen, Drillich, ſchwarz- und graumelirten Burock, Halstüchern, Mützen, Socken, 
Strümpfen, Schürzen, Band und Knöpfen, 

3) der Beleuchtungs⸗Gegenſtände an Licht und Del, des Brenn- Materials an Holz 
und Steinkohlen, des Lagerſtrohes und der Reinigungs-Utenſtlien, 

4) der ſämmtlichen Bürcau-Bedürfuiſſe, als: Papier, Aktendeckel, rother und ſchwar⸗ 
zer Dinte, Heftzwirn, Nadeln, Federmeſſer, Slegellack, Oblaten, Bleiſtifte,; ä 


ſtifte, Federpoſen und Bindfaden, 
5) der erforderlichen lithographiſchen und Druckſachen i 
teilen für den einjährigen Zeitraum vom 1. Januar bis Ende Dezember 1849 „an den 
Mindeſtfordernden öffentlich verdungen werden. 
Zu dieſem Behuf haben wir einen Termin auf 
den 28. November 1848 Vormittags 10 Uhr 
in unſerem Seſſtons⸗Zimmer im hieſigen Rathhaufe vor dem Herrn Land- und Stadt⸗ 
Gerichts⸗Rath Zweigel anberaumt, wozu wir kautionsfähige Lieferanten vorladen. 

Die näheren Bedingungen, welche der Verdingung zum Grunde gelegt ſind, fo 
wie der ungefähre Bedarf aller zu liefernden Gegenſtände können in unſerem Büreau 
J. bei dem Seeretair Neugebauer eingeſehen werden. 

In Bezug auf die zu liefernden Bekleidungs-Gegenſtände und die Schreib-Make⸗ 
rialien müſſen im Lieitations-Termine die Proben vorgelegt werden. 

Ratibor den 31. Oktober 1848. 


Koͤnigliches Land- und Stadt- Gericht. 


Donnerſtag den 23. November 1848. 


Smeiteg Abonnemente Concert 
im Saale des Bruckſchen 
Hotels. 
eig) 7 Uhr. 


Jagdtaſchen, Schrotheutel, Pul— 
berflaſchen in Horn und Kupfer nd 
Jagdmuffs in der neueſten Fagon, find 
zu haben bei 


' 


H. Deſfauer 


— 


Den 13. Carl, S. des Schneidermeiſter Franz Jäſchke, 
Waſſerſucht, 23 J. 


1 
Druck von Bögner's 


an der 


Verlegt und redigirt unter Verantwortlichkeit der Hirtſchen 
Buchhandlung in Ratibor. 


Erden. 


Arenen 
3lliaemetasz Zimyslge 


Ich wohne am Ringe im Haufe 
des Herrn Konditor Freund 
Ratibor den 21. . 1848. 


„Ritter, 
N r Arzt. 


e 


Kur heſſiſches Staats⸗Aulehen 
von Thlr. 62235990. 


Siebente Haupt-Prämien-Verlooſung. 


Ziehung am J. Dezember in Kaſſel. Haupt- 
prämie n: fl. 63 000, fl. 14,000, fl. 7000, 
fla feen 2 à fl. 1750 pc. ꝛc. Ge⸗ 
ringſte Prämie fl. 96. Ganze Aktien für 
dieſe Verlooſung a 2 Preuß. Thlr, halbe 
d 1 Thlr. ſind bei dem unterzeichneten 
Handlungshauſe zu beziehen. Pünktliche 
Einſendung der amtlichen Ziehungsliſte 
wird zugeſichert. Auch habe ich noch 
eine Anzahl Badiſcher Aktien 
für die am 30. November ſtattfin— 
dende Ziehung zu den bekannte 

Preiſen abzugeben. 


Moritz J. Stiebel, 
Banquier in Frankfurt am Malin. 
N. S. Der Verlooſungsplan liegt auf 
dem Comptoir diefer Blätter zur Ein— 
jiibt auf, 


Eine neue Sendung bon Tepage: 
Doppel-Gewebren sin mittel und 
geringer Qualité mit Garantie empfing 


und empfichtt. 
H. Deſſauer. — 


Schöne reine Warbolderbeeren 4 
Scheffel 1 n 20 pr find fets mache 
zuweiſen bei Fr. Linkhuſen in Rati⸗ 
bor. Hotel Prinz von Preußen. 


Die Aufnahme in dieſes Blatt deſtimmten Inſerate werden von der Erpeiiton deſelhen | 
am Hirtſchen Buchhandlung]! [patetten» an jedem Dienſtag und Freitag bis 


deſſelben ſam Markt im Lokal dor 
22 kr Mittags erbeten. 


